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1. Verfassungsrechtliche Grundlagen

Es besteht für die eigenen Angelegenheiten der ELKB ein 
verfassungsrechtlich geschütztes Selbstbestimmungsrecht
(Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV). Die ELKB kann, 
im Rahmen der für alle geltenden Gesetze, ihre Angelegen-
heiten selbst ordnen und verwalten. 

Das umfasst auch 

- die Gestaltung der Dienstverhältnisse der Mitarbeitenden 
im kirchlichen Dienst (Pfr., Diak., KB, AN, Azubis) 

- die Beteiligungsrechte der Mitarbeiterschaft in den 
Einrichtungen (MVG.EKD),

- das Datenschutzgesetzrecht (DSG-EKD).
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2. Arbeitsrechtsregelungsgesetz 

Die Rechtsverhältnisse der Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen der 
ELKB bestimmen sich nach dem Arbeitsrechtsregelungsgesetz (ARRG; 
RS 770).

- Arbeitsrechtliche Kommission (§ 2 Abs. 1)
- erarbeitet Regelungen, die den Inhalt und den Abschluss von 

Dienstverträgen betreffen (§ 2 Abs. 2)
- Regelungen entfalten normative Wirkung im Innenverhältnis (§ 3)
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Zusammensetzung der ARK Bayern

Insgesamt setzt sich die Arbeitsrechtliche Kommission aus je vier 
Vertretern und Vertreterinnen 

• der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im kirchlichen Dienst 
• der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im diakonischen Dienst 
• der kirchlichen Körperschaften und 
• der Träger diakonischer Einrichtungen 

zusammen.

Die Vertreter der Mitarbeitenden werden von Gewerkschaften (vkm, 
DAViB) bestimmt.
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• Die Amtsdauer der ARK beträgt vier Jahre (§ 8 Abs. 1 ARRG). 

• Beschlussfassung über Arbeitsrechtsregelungen mit 2/3-tel Mehrheit 
(§ 10 Abs. 6 ARRG).

• Beschlüsse haben normative Wirkung (§ 3 ARRG); 
§ 4 Abs. 3 TVG findet keine Anwendung (kein Günstigkeitsprinzip).

• Ggf. verbindliche Schlichtung (nächste Seite).

• Freistellungen der Mitarbeitenden (§ 10a ARRG).

• Budget derzeit 
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Schlichtung

Gegen Beschlüsse der Kommission kann jede der vier in der 
Arbeitsrechtlichen Kommission vertretenen Gruppen Einwendungen
erheben, wenn die von ihr Vertretenen betroffen sind (§ 12 Abs. 2 
ARRG). Werden nach einer erneuten Beratung und Beschlussfassung 
weiterhin Einwendungen erhoben, besteht bei Fragen von wesentlicher 
Bedeutung die Möglichkeit, den Schlichtungsausschuss anzurufen 
(§ 12 Abs. 2, 3 ARRG). Dieser kann auch angerufen werden, wenn 
kein (eindeutiger) Beschluss zustande kommt (§ 12 Abs. 5 ARRG). 
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3. ARR Berufliche Mitarbeit

Präambel

Alle in einer Einrichtung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 
und ihrer Diakonie Tätigen haben durch ihren Dienst ohne Rücksicht auf 
Funktion oder Stellung Anteil daran, dass die Einrichtung dazu beiträgt, 
das Evangelium in Wort und Tat zu bezeugen. 

Geltungsbereich: Diese Arbeitsrechtsregelung gilt für alle privatrechtlichen 
Dienstverhältnisse der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in den Dienststellen der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern, ihrer Dekanatsbezirke, (Gesamt-
)Kirchengemeinden und kirchlichen Stiftungen sowie des Diakonischen Werkes 
Bayern und seiner ordentlichen Mitglieder. 

Grundsatz: Kirche definiert, welche Einrichtung ihr zuzuordnen ist.
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Kirchenzugehörigkeit kirchlicher Mitarbeitenden; 
AcK-Klausel

• Öffentlich-rechtlich Beschäftigte, also PfarrerInnen, DiakonInnen, 
ReligionspädagogInnen und KirchenbeamtInnen haben laut 
einschlägiger Kirchengesetze der evangelisch-lutherischen Kirche in 
Bayern anzugehören.

Ein Kirchenaustritt hat die Entlassung aus dem Dienstverhältnis kraft 
Gesetzes zur Folge (s. a. § 76 Abs. 1 Nr. 1 KBG.EKD).

• Grundsätzlich ist die Kirchenzugehörigkeit auch für alle anderen 
Mitarbeitenden der evangelisch-lutherischen Kirche in Bayern und ihrer 
Diakonie nach geltender Rechtslage notwendig und erwünscht.

Die besonderen Loyalitätsverpflichtungen ergeben sich aus der 
Arbeitsrechtsregelung über die berufliche Mitarbeit in der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und ihrer Diakonie für 
den Bereich der privatrechtlichen Dienstverhältnisse (ARR Berufl. 
Mitarbeit - RS 840; Anlage 9 AVR-Bayern).
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Rechtsgrundlagen; ARR Berufl. Mitarbeit

§ 2 Voraussetzungen für eine berufliche Mitarbeit in der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und ihrer Diakonie. 
(1) Berufliche Mitarbeit in der Kirche und ihrer Diakonie ist eine besondere 
Form, am Auftrag der Kirche (Verkündigung des Evangeliums in Wort und 
Tat) mitzuwirken. Sie kann deshalb nicht unabhängig von der persönlichen 
Haltung zum christlichen Glauben und zur Kirche geschehen. 
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(3) Die Leitungen geben den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen vor, welche 
grundlegenden Voraussetzungen sie aufgrund der Zielsetzung der 
Einrichtung und ihrer Stellung in der Einrichtung erfüllen müssen, um ihrer 
Aufgabe in der Kirche und ihrer Diakonie gerecht werden zu können.

(4) Bei der Einstellung haben die Verantwortlichen zu klären, ob künftige 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ihren Dienst glaubwürdig erfüllen können. 
Dazu ist vor Abschluss des Dienstvertrages, insbesondere im Einstellungs-
gespräch, neben der fachlichen Befähigung zu prüfen, ob Bewerber und 
Bewerberinnen den kirchlichen und diakonischen Zielen der Einrichtung 
zustimmen und die in § 6 genannten Loyalitätsverpflichtungen erfüllen 
können und wollen (auch Probezeit!).
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§ 6 Loyalitätsobliegenheiten. (1) Die Glaubwürdigkeit der Kirche wird 
auch daran gemessen, in welcher Weise kirchliche und diakonische 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ihr Leben gestalten und ihre Aufgaben 
erfüllen. Das Recht Kritik zu üben wird durch die persönliche 
Loyalitätspflicht des Mitarbeiters bzw. der Mitarbeiterin nicht berührt.

(2) Von den erfassten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen wird erwartet, 
dass sie Schrift und Bekenntnis anerkennen. Sie haben sich loyal 
gegenüber der evangelischen Kirche und ihrem Dienstgeber zu verhalten.
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit Seelsorgeaufgaben oder in der 
christlichen Unterweisung oder solche, die leitend tätig sind, übernehmen 
eine besondere Verantwortung für die glaubwürdige Erfüllung kirchlicher 
und diakonischer Aufgaben. Ihr Verhalten wird aufgrund ihrer beruflichen 
Stellung und Aufgabe besonders in der allgemeinen Öffentlichkeit 
beobachtet und als beispielgebend gewertet. Von ihnen wird daher 
erwartet, dass sie sich in besonderer Weise darum bemühen, innerhalb 
und außerhalb des Dienstes christlichen Grundsätzen gerecht zu werden.
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(3) Von anderen christlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen wird 
erwartet, dass sie Schrift und Bekenntnis achten, sich loyal gegenüber 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und ihrem Dienstgeber 
verhalten und dazu beitragen, die Werte des Evangeliums in der 
Einrichtung zur Geltung zu bringen.
(4) Nichtchristliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen haben den kirchlichen 
Auftrag zu beachten und sich loyal gegenüber der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern und ihrem Dienstgeber zu verhalten.
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Allgemeine Treuepflicht aus dem Arbeitsverhältnis

Ein jedes Arbeitsverhältnis besteht aus den vertraglichen Hauptpflichten 
und sog. Nebenpflichten. 

Während sich als Hauptpflichten allein die Pflicht des ArbN zur Dienst-
leistung und die Vergütungspflicht des ArbGeb gegenüberstehen, 
existieren eine Vielzahl vertraglicher Nebenpflichten beider Vertrags-
parteien. 

Zu den bedeutendsten und inhaltlich vielgestaltigsten Nebenpflichten des 
ArbN zählt die sog. Treuepflicht. Sie besagt, dass der ArbN seine 
Verpflichtungen aus dem Arbeitsverhältnis so zu erfüllen, seine Rechte so 
wahrzunehmen und die im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis 
stehenden Interessen dergestalt zu wahren hat, wie dies von ihm nach 
Treu und Glauben billigerweise verlangt werden kann (§ 241 Abs. 2 BGB).
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Umfang der allgemeinen Treuepflicht 

Der Umfang der Treuepflicht ist nur in jedem Einzelfall ermittelbar. 
Maßgebend sind dabei insbesondere die Stellung des ArbN im Betrieb, die 
Art der ausgeübten Tätigkeit sowie die Dauer der Betriebszugehörigkeit 
des jeweiligen ArbN (BAG 9.2.06 – 6 AZR 47/05, NZA 06, 1046). 

Leistungstreuepflichten: Pflichten des ArbN zur Unterlassung von 
Wettbewerb.
Anzeigepflichten: Störungen und Schäden, die in seinem Arbeitsbereich 
auftreten, muss ArbN dem ArbGeb anzeigen.
Loyalitätspflichten: Politische Betätigung für eine verfassungsfeindliche 
Partei.
Verschwiegenheitspflicht: Es gilt für die ArbN eine allgemeine 
Verschwiegenheitspflicht als Ausprägung der Treuepflicht im einzelnen 
Arbeitsverhältnis (BAG 25.8.66, BB66, 1308) versus Grundrecht der freien 
Meinungsäußerung gem. Art 5 Abs. 1 GG; Verbot, seinem Vertragspartner 
Schaden zuzufügen (BAG28.9.72, DB72, 2356).
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§ 3 Allgemeine Voraussetzungen zur Begründung des Dienst-
verhältnisses. (1) Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen haben ihre 
kirchliche Zugehörigkeit nachzuweisen. Ihre Konfession ist im Dienst-
vertrag festzuhalten. Sollten sie einer nichtchristlichen Religions-
gemeinschaft angehören oder konfessionslos sein, ist dies ebenfalls im 
Dienstvertrag festzuhalten.
(2) Für eine Einstellung in den Dienst der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Bayern und ihrer Diakonie ist nicht geeignet, wer sich kirchenfeindlich
betätigt. ….
(3) Für eine Einstellung in den Dienst der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Bayern und ihrer Diakonie ist ferner nicht geeignet, wer sich durch sein 
Verhalten in Widerspruch zur freiheitlich demokratischen Grundordnung im 
Sinne des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland setzt.
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Loyalitätsanforderungen altes Recht

Grundsätzlich hat im Falle konkurrierender Bewerber der Angehörige der 
ELKB den Vorrang, weil er das verfassungsmäßige Recht, in seiner Kirche 
Ämter und Dienste zu übernehmen (Art. 10 Abs. 3 Kirchenverfassung), auf 
seiner Seite hat. Doch geht das nicht so weit, dass dadurch bei einem 
nicht unmittelbar auf das Bekenntnis bezogenen Dienst eine (deutlich) 
schlechtere Qualifikation aufgewogen werden könnte, wenn also von dem 
Mitglied einer anderen Kirche in der ELKB ein (wesentlich) besserer Dienst 
zur Erfüllung des Auftrages des Herrn der (ganzen) Kirche erwartet 
werden kann (Grethlein, Böttcher, Hofmann, Hübner; Evang. Kirchenrecht 
in Bayern, Seite 203).
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Ausnahmen (etwa bei einer Bewerberin, die auf dem Weg zum Glauben 

ist, oder weil sonst der kirchliche Dienst nicht getan werden könnte) sollten 

um der Glaubwürdigkeit des kirchlichen Dienstes und um der christlichen 

Dienstgemeinschaft willen möglichst selten gemacht werden (Grethlein, 

Böttcher, Hofmann, Hübner; Evang. Kirchenrecht in Bayern, Seite 204).
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Konfessionelle Voraussetzungen n. F.

§ 4 Besondere Voraussetzungen zur Begründung des 
Dienstverhältnisses.
(1) Kirchliche Einrichtungen und diakonische Träger dürfen Aufgaben in 
Verkündigung, katechetischer Unterweisung und in herausgehobenen 
Leitungsfunktionen nur Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen anvertrauen, die 
einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland oder einer 
anderen Kirche angehören, die mit den Gliedkirchen der Evangelischen 
Kirche in Deutschland Kirchengemeinschaft erklärt oder die gegenseitige 
Einladung zum Abendmahl vereinbart hat.
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(2) Für das Anvertrauen von Aufgaben in Seelsorge und in sonstigen 
Leitungsfunktionen gilt Absatz 1 entsprechend. Sie dürfen darüber hinaus 
im begründeten Ausnahmefall auch Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 
übertragen werden, die Angehörige von Kirchen und kirchlichen 
Gemeinschaften sind, die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in 
Deutschland angeschlossen sind, wenn

a) keine geeigneten Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen gewonnen werden
können, die die Voraussetzungen des Absatz 1 erfüllen, oder

b) sie für die Erfüllung der Aufgaben eine deutlich bessere Eignung 
aufweisen und erwarten lassen, dass sie einen wirkungsvolleren Beitrag
zur Erfüllung des kirchlich-diakonischen Auftrags leisten werden.
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(3) Für das Anvertrauen anderer Aufgaben in Kirche und Diakonie gilt 
Absatz 2 entsprechend. Sie dürfen darüber hinaus im begründeten 
Ausnahmefall auch Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen übertragen werden, 
die keiner Kirche oder kirchlichen Gemeinschaft nach Abs. 1 oder Abs. 2 
Satz 2 angehören, wenn

a) keine geeigneten Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen gefunden werden 
können, die die Voraussetzungen des Absatz 2 erfüllen, und der Dienst
sonst nicht oder nur eingeschränkt aufrechterhalten werden könnte, 
oder

b) an die Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen aufgrund ihrer Tätigkeiten
einfache kirchliche Loyalitätsanforderungen gestellt werden und sie für 
die Erfüllung der Aufgaben deutlich besser geeignet sind.
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(4) In jedem Einzelfall sind die wahrzunehmenden Aufgaben und das 

jeweilige Umfeld unter Beachtung der Größe der Einrichtung und ihres 

sonstigen Personalbestandes zu berücksichtigen. Die evangelische 

Prägung einer Einrichtung darf in keinem Fall beeinträchtigt werden.
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§ 5 Verpflichtungen der kirchlichen und 
diakonischen Dienstgeber

(1) Kirchliche und diakonische Dienstgeber haben im Sinne der Aufgaben-
erfüllung das Wohl der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu beachten, sie 
zu begleiten und zu unterstützen. Innerhalb der sachlichen und finanziellen 
Rahmenbedingungen haben sie daher ihre berufliche und persönliche 
Weiterentwicklung zu fördern. Dabei soll die berufliche Fort- und Weiter-
bildung ein besonderes Gewicht haben…. .

(2) Für neu eingestellte Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen muss der 
Dienstgeber geeignete Maßnahmen zum Kennenlernen des Auftrags und 
der Identität der Einrichtung ergreifen. Dabei sind insbesondere die mit der 
jeweiligen Beschäftigung verbundenen Loyalitätsanforderungen sowie 
vorhandene Kenntnisse und Erfahrungen der Dienstnehmerinnen und 
Dienstnehmer zu berücksichtigen. Die Teilnahme an diesen Maßnahmen 
ist für die Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen verpflichtend.“
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Verstöße gegen Loyalitätsobliegenheiten

§ 7 (1) Christliche Verantwortung und Fürsorge verpflichten die 
Dienstaufsicht kirchlicher und diakonischer Dienststellen, frühzeitig über 
einen Verstoß gegen eine Obliegenheit mit dem Mitarbeiter oder der 
Mitarbeiterin zu sprechen und zu versuchen, die Ursachen einer 
Beanstandung oder eines Konflikts durch Beratung, Fortbildung oder 
andere geeignete Maßnahmen zu beseitigen.
(2) Insbesondere im Falle des Wegfalls einer Voraussetzung zur 
Begründung des Dienstverhältnisses nach den §§ 2, 3 und 4 oder eines 
Verstoßes gegen eine Loyalitätsobliegenheit nach § 6 kann als letzte 
Maßnahme eine ordentliche oder außerordentliche Kündigung aus 
wichtigem Grund in Betracht gezogen werden, wenn der Mangel nicht auf 
andere Weise (z. B. durch Gespräch, Ermahnung, Abmahnung, 
Versetzung, Änderungskündigung) auf Dauer behoben werden kann.
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Die Umstände des Einzelfalles sind, ehe eine Kündigung ausgesprochen 
wird, jeweils genau zu prüfen und abzuwägen. Hierzu gehören 
insbesondere Ausmaß der Gefährdung der Glaubwürdigkeit der Kirche 
und ihrer Einrichtung, Belastung der Dienstgemeinschaft sowie Stellung 
und Aufgabe des Mitarbeiters oder der Mitarbeiterin.
(3) Für eine Kündigung aus kirchenspezifischen Gründen werden 
insbesondere folgende Loyalitätsverstöße als schwerwiegend angesehen:
…..
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§ 40 DiVO 
Fristlose Kündigung des Arbeitsverhältnisses

Ein wichtiger Grund für eine fristlose Kündigung i.S.v. § 626 BGB 
ist unter anderem 
1. ein Verhalten, das eine grobe Missachtung der evangelischen 
Kirche, ihrer Lehre oder ihrer Ordnungen und somit eine 
Beeinträchtigung der Glaubwürdigkeit des kirchlichen Dienstes 
darstellt,
2. der Austritt aus der evangelischen Kirche oder einer in der 
Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland 
organisierten Kirche.
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Rechtsprechung BVerfG

Die Formulierung des kirchlichen Propriums obliegt allein den Kirchen 
und ist als elementarer Bestandteil der korporativen Religionsfreiheit durch 
Art. 4 I und II GG verfassungsrechtlich geschützt. Für die Frage, welche 
kirchlichen Grundverpflichtungen als Gegenstand des Arbeitsverhältnisses 
bedeutsam sein können, sind deshalb allein die von der verfassten Kirche 
anerkannten Maßstäbe von Belang. 

Die Entscheidung darüber, ob und wie innerhalb der im kirchlichen 
Dienst tätigen Mitarbeiter eine „Abstufung“ der 
Loyalitätsobliegenheiten eingreifen soll, ist eine dem kirchlichen 
Selbstbestimmungsrecht unterliegende Angelegenheit. Über die 
entsprechenden Vorgaben der verfassten Kirche dürfen sich die 
staatlichen Gerichte nach der Rechtsprechung des BVerfG nicht 
hinwegsetzen. Sie sind lediglich berechtigt, die Darlegungen des 
kirchlichen AG auf ihre Plausibilität hin zu überprüfen.
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Der gesamte kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des 
Evangeliums in Wort und Tat bestimmt. (Präambel MVG-EKD Satz 1, 
Arbeitsrechtsregelungsgesetz § 1 Satz 1)

Alle Mitarbeitenden der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 
wirken gleichermaßen an der Erfüllung dieses Auftrages mit, und 
zwar unabhängig davon, an welcher Stelle sie arbeiten. Dies gilt für 
den Referatsleiter im Landeskirchenamt ebenso wie für den dort 
tätigen Hausmeister und für die Erzieherin gleichermaßen wie für die 
Reinigungskraft in der Kindertagesstätte. 
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EuGH, Urteil vom 17.04.2018 (Az.: C-414/16) 
Fall Egenberger;

Kirchenzugehörigkeit und berufliche Mitarbeit 

„Das Erfordernis, dass Bewerber um eine bei der Kirche zu besetzende 
Stelle einer bestimmten Religion angehören, muss Gegenstand einer 
wirksamen gerichtlichen Kontrolle sein können.
Dieses Erfordernis muss notwendig und angesichts des Ethos der Kirche 
aufgrund der Art der in Rede  stehenden beruflichen Tätigkeit oder der 
Umstände ihrer Ausübung objektiv geboten sein und mit dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit im Einklang stehen.“
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BAG i. S. Egenberger

Das BAG stützt sich auf eine Entscheidung des Europäischen 
Gerichtshofs, nach der kirchliche Arbeitgeber begründen müssen, dass die 
Forderung nach einer bestimmten Religionszugehörigkeit für eine Stelle 
„wesentlich, rechtmäßig und gerechtfertigt“ ist. Ob es eine notwendige 
Verbindung zwischen Religion und Beschäftigung gibt, soll von staatlichen 
Gerichten überprüft werden können. 
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Noch geltende Rechtslage

Für die Dienstverhältnisse im Bereich der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern gilt weiterhin die 
Arbeitsrechtsregelung Berufliche Mitarbeit (ARR Berufl. Mitarbeit) 
vom 05.12.2000 mit dem Fragebogen zu Vereinigungen (Anlage zu 
§ 3 Abs. 2) und den Auslegungs- und Anwendungshinweisen vom 
28. April 2017, KABl S. 261 (s. hierzu RS Nr. 840).
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Ausschreibungstext

Bis zur endgültigen höchstrichterlichen Entscheidung durch das 
Bundesarbeitsgericht empfehlen wir bei Tätigkeiten, die unter § 4 
Abs. 3 der ARR Berufl. Mitarbeit zu subsumieren sind, folgenden 
Ausschreibungstext zu verwenden:

„Wir erwarten grundsätzlich die Zugehörigkeit zur Evangelisch–
Lutherischen Kirche in Bayern oder einer anderen Kirche oder 
kirchlichen Gemeinschaft, die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher 
Kirchen in Deutschland angeschlossen ist.“ 
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4. Kirchliche Dienstvertragsordnung (DiVO)

• DiVO n. F. i. V. m. dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) und dem 
Überleitungstarifvertrag (TVÜ-Länder)

• DiVO n. F.

Inhaltsübersicht

I. Einleitung

II. Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen, die von § 1 Abs. 1 TV-L erfasst werden und
kurzfristig Beschäftigte

III. Sonstige Rechtsverhältnisse

IV. Überleitung der unter den Geltungsbereich der Kirchlichen Dienstvertragsordnung und 
der Arbeitsrechtsregelung über die Rechtsverhältnisse der Arbeiter und Arbeiterinnen im 
Kirchendienst in den bis zum 31.12.2007 geltenden Fassungen fallenden Dienstnehmer
und Dienstnehmerinnen

V. Inkrafttreten (1.1.2008)
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Geltungsbereich

§ 2 Gegenstand. (1) Die Kirchliche Dienstvertragsordnung enthält 
Vorschriften für die Gestaltung der Dienstverträge mit Dienstnehmern und 
Dienstnehmerinnen, die von der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern, 
ihren Kirchengemeinden, ihren Gesamtkirchengemeinden, ihren 
Dekanatsbezirken und ihren sonstigen Körperschaften, ihren Anstalten und 
Stiftungen sowie ihren Einrichtungen (Art. 2 Kirchenverfassung) in einem 
privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt werden. 

(2) Die Kirchliche Dienstvertragsordnung gilt nicht für Einrichtungen, deren 
Rechtsträger dem Diakonischen Werk Bayern e.V. angeschlossen sind und 
die die Anwendung der Arbeitsvertragsrichtlinien des Diakonischen Werkes 
Bayern (AVR-Bayern) mit ihren Dienstnehmern und Dienstnehmerinnen 
dienstvertraglich vereinbaren.
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Änderungen im Tarifrecht (TV-L)

• Einheitliches Tarifrecht für Angestellte und Arbeiter
• Flexibilisierung der Arbeitszeit 
• Aufstiege in nächsthöhere Entgeltgruppe nach Funktion, nicht nach 

Zeitablauf
• Bezahlung unabhängig von Familienstand und Kinderzahl
• Reduzierung der Eingruppierungsmerkmale 

(Entgeltordnung TVL zum 1.1.2012)
• Schaffung einer Niedriglohngruppe (Vermeidung von Outsourcing)
• Einführung der Instrumente Führung auf Zeit und Führung auf Probe
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DiVO neu - Abweichungen

• 40-Stunden-Woche für alle Berufsgruppen
• Arbeitsbefreiung am Buß- und Bettag
• Auszahlung Vergütung zur Monatsmitte
• EZVK
• Übertragung Erholungsurlaub bis 30.04.
• Ausschlussfrist 12 Monate
• Sonderurlaubsanspruch für Kinderbetreuung und Pflege
• Beihilfe
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Eingruppierung, Entgelt, 
sonst. Leistungen

1. Tabellenstruktur mit 15 Entgeltgruppen

2. Vier Qualifikationsebenen
Entgeltgruppe   1 Ungelernte
Entgeltgruppe   5 dreijährige Ausbildung (Eckeingruppierung)
Entgeltgruppe   9 Fachhochschulabschluss
Entgeltgruppe 13 wissenschaftlicher Hochschulabschluss

3.       Niedriglohngruppe in EG 1
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Entgeltgruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

monatlich in EUR

15 4.398,75 4.877,05 5.057,19 5.696,99 6.181,49 6.366,93

14 3.982,60 4.417,39 4.672,07 5.057,19 5.647,28 5.816,70

13 3.672,02 4.075,76 4.293,17 4.715,55 5.299,43 5.458,41

12 3.309,47 3.653,37 4.162,72 4.609,96 5.187,62 5.343,25

11 3.202,32 3.522,94 3.777,60 4.162,72 4.721,77 4.863,42

10 3.089,22 3.400,58 3.653,37 3.908,04 4.392,57 4.524,35

9 2.749,89 3.029,67 3.172,55 3.560,20 3.883,21 3.999,71

8 2.583,21 2.845,15 2.964,19 3.077,31 3.202,32 3.279,70

7 2.428,44 2.672,50 2.833,23 2.952,29 3.047,55 3.130,87

6 2.386,77 2.624,88 2.743,94 2.863,01 2.940,38 3.023,72

5 2.291,51 2.517,73 2.636,79 2.749,89 2.839,19 2.898,72

4 2.184,36 2.404,64 2.553,45 2.636,79 2.720,14 2.773,70

3 2.154,60 2.368,91 2.428,44 2.523,68 2.601,07 2.666,55

2 1.999,83 2.196,27 2.255,81 2.315,33 2.452,24 2.595,13

1 Je 4 Jahre 1.797,44 1.827,18 1.862,90 1.898,63 1.987,92

38

•ab 1.10.2018 - Monatsentgelte
In der Entgeltgruppe 9 mit besonderer Stufenlaufzeit von fünf Jahren in Stufe 2 oder von sieben Jahren in Stufe 3 erhöht sich der Tabellenwert nach fünf Jahren in Stufe    
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Tabellenentgelt, Stufen der Entgelttabelle

Die/Der Beschäftigte erhält monatlich ein Tabellenentgelt. Die Höhe bestimmt
sich nach 
- der Entgeltgruppe, in die sie/er eingruppiert ist, und 
- nach der für sie/ihn geltenden Stufe (§ 15 Abs. 1 TV-L).

Entgeltgruppen 9 bis 15 fünf Stufen nach idR 10 Jahren,
Entgeltgruppen 2 bis 8 sechs Stufen nach idR 15 Jahren ( § 16 Abs. 1, 3 TV-L).
(Ausnahmen s. Anlage 1 zu § 20 TV-L und Entgeltordnung zum TV-L).

Einstellung Stufe 1; bei einschlägiger Berufserfahrung von mind. einem Jahr im 
kirchlichen oder diakonischen Dienst, Anrechnung der vollen Vordienstzeiten; 
andere einschlägige Berufserfahrung Stufe 3 (§ 24 Abs. 1 DiVO i. V. m. § 16 Abs. 2 
TV-L). Unterbrechung max. sechs Monate (Protokollerklärung Nr. 3 zu § 16 Abs. 2 
TV-L).

Zur Deckung des Personalbedarfs Anrechnung von Vordienstzeiten grundsätzlich 
möglich (§ 16 Abs. 2 Satz 4 TV-L).
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Allgemeine Regelungen zu den Stufen

Neue Stufe vom Monatsbeginn an (§ 17 Abs. 1 TV-L).

Verkürzung ab Stufe 4 bei erheblich über dem Durchschnitt liegenden 
Leistungen (über 10 %) bis um 50 % möglich 
(§ 25 DiVO iVm § 17 Abs. 2 TV-L). 

Verlängerung ab Stufe 4 bei erheblich (mehr als 10 %) 
unterdurchschnittlicher Leistung möglich. Jährliche Überprüfung, ob die 
Voraussetzungen für das Aussetzen des Stufenaufstiegs noch vorliegen (§
17 Abs. 2 TV-L).

Einzelfallentscheidungen ist sie gerichtlich überprüfbar (billiges Ermessen 
§ 315 BGB). Zur Vermeidung von Rechtsstreitigkeiten haben die 
Tarifvertragsparteien ein betriebliches Beschwerdeverfahren
vorgesehen. 
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Mitbestimmung

Nach Auffassung des KGH.EKD vom 22.11.2010, ZMV 2011, S. 156, 
erstreckt sich das Mitbestimmungsrecht bei der Eingruppierung auch 
auf die Festsetzung der Stufe innerhalb einer Entgeltgruppe. Dies ist im 
Bereich der ELKB seit 01.01.2010 der Fall (s. a. Fey/Rehren, 
Praxiskommentar zum MVG zu § 42, RdNr. 45, K 428).

Somit ist der § 16 II TV-L mitbestimmt.
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Eingruppierung; 20 DiVO i. V. m. § 12, 13 TV-L

§ 20 DiVO Eingruppierung (Ergänzung zu §§ 12, 13 TV-L). (1) Bei 
Tätigkeiten, die im anliegenden Gruppenplan (Anlage 1) ausgewiesen sind, 
richtet sich die Eingruppierung der Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen nach 
diesem. Die Eingruppierung der übrigen Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen 
richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltordnung zum TV-L. Die 
Vorbemerkungen zu allen Teilen der Entgeltordnung findet entsprechende 
Anwendung, es sei denn, dass in dieser Dienstvertragsordnung Abweichendes 
geregelt ist.
(2) Liegen besondere Umstände vor und führt die Eingruppierung nach Absatz 1 
zu einem unbilligen Ergebnis, so kann der Landeskirchenrat eine abweichende 
Vergütung im Einzelfall zubilligen.
(3) Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen, die als Fachkräfte in den kirchlichen 
Dienst berufen werden und im Zeitpunkt des Dienstantritts eine finanzielle 
Einbuße erleiden, die zu einer unbilligen Härte führt, kann für die Übergangszeit, 
nach Anwendung von § 16 Abs. 5 TV-L, eine weitere Zulage bewilligt werden.
(4) Die Ablegung einer Prüfung als Voraussetzung für die Eingruppierung von 
Dienstnehmern und Dienstnehmerinnen in der kirchlichen Verwaltung in 
bestimmte Entgeltgruppen richtet sich nach Anlage 2.
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Bemerkung: Die Bearbeiter der Rechtssammlung werden auf Nummer 
1 Absatz 4 Satz 1 der Vorbemerkungen zu allen Teilen der 
Entgeltordnung zum TV-L hinweisen:

„Ist in einem Tätigkeitsmerkmal eine Vorbildung oder Ausbildung als 
Anforderung bestimmt, ohne dass sonstige Beschäftigte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben, davon erfasst werden, sind Beschäftigte, die die 
geforderte Vorbildung oder Ausbildung nicht besitzen, bei Erfüllung der 
sonstigen Anforderungen des Tätigkeitsmerkmals in der nächst 
niedrigeren Entgeltgruppe eingruppiert.“
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§ 12 TV-L Eingruppierung. (1) Die Eingruppierung der/des Beschäftigten 
richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltordnung (Anlage …). 
Die/Der Beschäftigte erhält Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der sie/er 
eingruppiert ist. Die/Der Beschäftigte ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, deren 
Tätigkeitsmerkmalen die gesamte von ihr/ihm nicht nur vorübergehend 
auszuübende Tätigkeit entspricht. Die gesamte auszuübende Tätigkeit 
entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe, wenn zeitlich 
mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die 
Anforderungen eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale 
dieser Entgeltgruppe erfüllen. Kann die Erfüllung einer Anforderung in der Regel 
erst bei der Betrachtung mehrerer Arbeitsvorgänge festgestellt werden (z. B. 
vielseitige Fachkenntnisse), sind diese Arbeitsvorgänge für die Feststellung, ob 
diese Anforderung erfüllt ist, insoweit zusammen zu beurteilen. Werden in einem 
Tätigkeitsmerkmal mehrere Anforderungen gestellt, gilt das in Satz 4 bestimmte 
Maß, ebenfalls bezogen auf die gesamte auszuübende Tätigkeit, für jede 
Anforderung. Ist in einem Tätigkeitsmerkmal ein von Satz 4 oder 6 
abweichendes zeitliches Maß bestimmt, gilt dieses. Ist in einem 
Tätigkeitsmerkmal als Anforderung eine Voraussetzung in der Person der/des 
Beschäftigten bestimmt, muss auch diese Anforderung erfüllt sein.
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Protokollerklärung zu Absatz 1:
1. Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich 
Zusammenhangsarbeiten), die bezogen auf den Aufgabenkreis der/des 
Beschäftigten, zu einem bei natürlicher Betrachtung abgrenzbaren 
Arbeitsergebnis führen (z. B. unterschriftsreife Bearbeitung eines 
Aktenvorgangs, eines Widerspruchs oder eines Antrags, Betreuung bzw. Pflege 
einer Person oder Personengruppe, Fertigung einer Bauzeichnung, Erstellung 
eines EKG, Durchführung einer Unterhaltungs- bzw. Instandsetzungsarbeit). 
Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als solcher zu bewerten und darf dabei 
hinsichtlich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten werden.
2. Eine Anforderung im Sinne der Sätze 4 und 5 ist auch das in einem 
Tätigkeitsmerkmal geforderte Herausheben der Tätigkeit aus einer niedrigeren 
Entgeltgruppe.
(2) Die Entgeltgruppe der/des Beschäftigten ist im Arbeitsvertrag anzugeben.
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§ 13 TV-L Eingruppierung in besonderen Fällen. Ist der/dem Beschäftigten 
eine andere, höherwertige Tätigkeit nicht übertragen worden, hat sich aber die 
ihr/ihm übertragene Tätigkeit (§ 12 Abs. 1 Satz 3) nicht nur vorübergehend 
derart geändert, dass sie den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als 
ihrer/seiner bisherigen Entgeltgruppe entspricht (§ 12 Abs. 1 Sätze 4 bis 8) und 
hat die/der Beschäftigte die höherwertige Tätigkeit ununterbrochen sechs 
Monate lang ausgeübt, ist sie/er mit Beginn des darauffolgenden 
Kalendermonats in der höheren Entgeltgruppe eingruppiert. Für die 
zurückliegenden sechs Kalendermonate gilt § 14 sinngemäß. Ist die Zeit der 
Ausübung der höherwertigen Tätigkeit durch Urlaub, Arbeitsbefreiung, 
Arbeitsunfähigkeit oder Vorbereitung auf eine Fachprüfung für die Dauer von 
insgesamt nicht mehr als sechs Wochen unterbrochen worden, wird die 
Unterbrechungszeit in die Frist von sechs Monaten eingerechnet. Bei einer 
längeren Unterbrechung oder bei einer Unterbrechung aus anderen Gründen 
beginnt die Frist nach der Beendigung der Unterbrechung von Neuem. Wird 
der/dem Beschäftigten vor Ablauf der sechs Monate wieder eine Tätigkeit 
zugewiesen, die den Tätigkeitsmerkmalen ihrer/seiner bisherigen Entgeltgruppe 
entspricht, gilt § 14 sinngemäß.
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Eingruppierungssystematik

Die §§ 12 und 13 TV-L entsprechen inhaltlich den bisherigen §§ 22 und 
23 BAT. Somit können die bisherigen Auslegungs- und Recht-
sprechungsgrundsätze weiterhin uneingeschränkt herangezogen 
werden. Insbesondere gilt weiterhin der Grundsatz der Tarifautomatik.
Des Weiteren gilt auch in der Regel der "Hälfte"-Grundsatz. Danach ist 
Basis der Bewertung weiterhin der einzelne Arbeitsvorgang.
Zu prüfen ist, welchen Anforderungen eines oder mehrerer Tätigkeits-
merkmale der jeweilige Arbeitsvorgang entspricht. Die zeitlichen Anteile 
der Arbeitsvorgänge, die aufgrund des Vorliegens der geforderten 
Tätigkeitsmerkmale den Anforderungen einer Entgeltgruppe 
entsprechen, sind zu addieren. Ergeben sie mindestens die Hälfte der 
gesamten auszuübenden Tätigkeit – bzw. das im jeweiligen Tätigkeits-
merkmal festgelegte besondere zeitliche Maß – ist der Beschäftigte in 
dieser Entgeltgruppe eingruppiert.
Diese Bewertungssystematik gilt nunmehr auch für Arbeitertätigkeiten. 
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Stellenbeschreibung

Grundlage der Stellenbewertung ist die Stellenbeschreibung.
Sie legt die Eingliederung einer Stelle in den Aufbau der Behörde, 
seine Aufgaben und Funktionen fest. Die Verantwortlichkeiten und 
Kompetenzen und die wichtigen Beziehungen zu anderen Stellen 
(bspw. Vertretungsregelungen) werden im Einzelnen in verbindlicher 
und einheitlicher Form festgelegt.

Auf die Hinweise zur Durchführung des § 12 TV-L wird verwiesen.
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Tarifrecht und Haushaltsrecht

Ohne Bedeutung für die Eingruppierung des Angestellten ist die jeweilige 
Ausweisung einer entsprechenden Stelle im Haushalts- bzw. Stellenplan. Somit 
kann der Arbeitgeber tarifliche Ansprüche auf Bezahlung nach einer bestimmten 
Vergütungsgruppe nicht unter Berufung auf haushaltsrechtliche Vorschriften 
oder unter Berufung auf den Stellenplan zurückweisen. Nach dem Urteil des 
Bundesarbeitsgerichts vom 5.11.1986  (BAG, Urt. v. 05.11.1986 - 4 AZR 
640/85) hat der Arbeitgeber den Stellenplan so einzurichten, dass dieser mit den 
Tätigkeitsmerkmalen der beschäftigten Angestellten im Einklang steht.
WICHTIG:
Es gilt der Grundsatz Tarifrecht bricht Haushaltsrecht.
Dies bedeutet jedoch auch, dass der Angestellte allein aufgrund der Tatsache, 
dass eine höherwertige Stelle im Haushalts- oder Stellenplan ausgewiesen ist, 
keinen Anspruch auf Zahlung von höherer Vergütung hat. Auch hier müssen die 
jeweiligen Tätigkeitsmerkmale erfüllt sein (BAG, Urt. v. 29.09.1982 - 4 AZR 
1172/79).
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Darlegungs- und Beweislast in Eingruppierungsfragen

Der Angestellte ist als Kläger im Streitfall selbst darlegungs- und 

beweispflichtig. Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 

muss er dabei in der Lage sein, die ihm übertragene Tätigkeit so 

darzulegen, dass das Gericht in der Lage ist, die Tätigkeiten in einzelne 

Arbeitsvorgänge aufzuteilen.
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Sozial gestaffelte Jahressonderzahlung

Evangelisch – Lutherische Kirche in Bayern

• E 1 - E 8 80%  
• E 9 - E 11 70% 
• E 12 - E 13 60% 
• E 14 - E 15 50% 

Bisher 70,14 % für alle Vergütungsgruppen.

Bemessungsgrundlage ist das monatliche Entgelt der Monate Juli, 
August und September, Auszahlung im November 
(§ 27 DiVO i. V. m. § 20 TV-L).
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3. Sonstige Mantelbestimmungen

§ 1 DiVO – Grundlegung. (1) Der kirchliche Dienst wird durch den Auftrag der Kirche 
bestimmt. 

(2) Die Glaubwürdigkeit der Kirche und ihre Verkündigung werden auch nach dem Verhalten 
ihrer Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen beurteilt. Dienstnehmer und 
Dienstnehmerinnen müssen daher durch ihr Verhalten die Grundsätze der Evangelisch-
Lutherischen Kirche und ihre Ordnungen anerkennen und sich im Dienst und außerhalb des 
Dienstes entsprechend verhalten (§ 1 Arbeitsrechtsregelungsgesetz).  ….

(3) Einen Verstoß gegen die Grundsätze der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern im 
Sinne des Abs. 2 Satz 2 stellen die Mitgliedschaft, Zugehörigkeit oder das Eintreten für eine 
religiöse oder weltanschauliche Bewegung oder Gemeinschaft dar, deren Auffassungen und 
Zielsetzungen nach Feststellung des Landeskirchenrates dem Auftrag der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern widersprechen (siehe Grundartikel zur Kirchenverfassung). 
…

(4) Der Treue und Gewissenhaftigkeit, die von den Dienstnehmern und Dienstnehmerinnen 
erwartet wird, entspricht auf Seiten der Dienstgeber die Verpflichtung, die Rechte und 
Belange der Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen zu wahren und ihnen die Erfüllung ihrer 
Dienstaufgaben im Rahmen des Möglichen zu erleichtern.
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Anwendbarkeit des TV-L / TVÜ-L

§ 4 DiVO - Anwendbarkeit des TV-L und weiterer Tarifverträge.

(1) DiVO n. F. i. V. m. dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder 
(TV-L) und dem Überleitungstarifvertrag (TVÜ-Länder)

(2) Verfahren bei neuen Tarifverträgen.

(3) Nachwirkung.

(4) bis (7) Ausschluss von Tarifverträgen.
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Allgemeine Arbeitsbedingungen

• Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen haben den ihnen anvertrauten Dienst treu und 
gewissenhaft zu leisten (§ 12 Abs. 1 DiVO).

• Verschwiegenheitspflicht (§ 3 Abs. 2 TV-L); gesetzliche Vorschriften (Datenschutz),
Anordnung Dienstgeber

• Keine Belohnungen, Geschenke, außer mit Zustimmung DG 
(§ 3 Abs. 3 TV-L).

• Für Nebentätigkeiten gelten die Vorschriften für Kirchenbeamte 
(§ 12 Abs. 2 DiVO).

• Vertrauensarztuntersuchung durch kirchlichen Vertrauensarzt, Betriebsarzt oder 
Gesundheitsamt (§ 12 Abs. 3 DiVO).

• Akteneinsicht (§ 12 Abs. 4 DiVO i. V. m. § 3 Abs. 6 TV-L).
• Schadenshaftung wie Kirchenbeamte bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit, s. a. § 33 EKD 

- KBG (§ 12 Abs. 5 DiVO).
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Versetzung, Abordnung, Zuweisung, 
Personalgestellung

Durch § 4 TV-L wurden die bisher in § 12 BAT bestehenden 
Regelungen im Wesentlichen übernommen, jedoch durch das 
Rechtsinstitut der Personalgestellung erweitert. 

Der wesentliche Unterschied zum früheren Recht besteht in der 
wesentlichen Erweiterung des Direktionsrechts des Arbeitgebers (ohne 
Zustimmung des Dienstnehmers).



Fortbildung DiVO, Landeskirchenamt, Mai 2019  Gerhard Berlig
56

Übersicht

Umsetzung - anderer Arbeitsplatz
- gleiche Dienststelle
- gleicher Arbeitgeber    Weisungsrecht

Abordnung - zeitlich befristet
- andere Dienststelle/anderer Betrieb
- gleicher oder anderer,  unter

den TV-L fallender Arbeitgeber § 4 Abs. 1 TV-L

Versetzung - zeitlich unbefristet
- andere Dienststelle/anderer Betrieb
- gleicher Arbeitgeber § 4 Abs. 1 TV-L

Zuweisung - zeitlich befristet
- bei einem Dritten im In- und Ausland,

außerhalb des Geltungsbereichs des TV-L § 4 Abs. 2 TV-L

Personalgestellung - zeitlich unbefristet
- bei einem Dritten § 4 Abs. 3 TV-L



Fortbildung DiVO, Landeskirchenamt, Mai 2019  Gerhard Berlig
57

Qualifizierung

Eine der Neuregelungen des TV-L betrifft die Qualifizierung (§ 13 DiVO i. V. m. 
§ 5 TV-L). 

Heute ist es überholt, davon auszugehen, dass die einmalige Berufsausbildung 
der Beschäftigten für das gesamte Berufsleben ausreichend sei. Vielmehr ist es 
- trotz oder gerade wegen des Trends zur Spezialisierung - für jeden 
Beschäftigten erforderlich, dass er seinen Arbeitsplatz durch lebenslanges 
Lernen, also eine stete berufliche Weiterbildung, sichert.

Ein Anspruch auf Qualifizierung ist ausdrücklich ausgeschlossen. Vielmehr stellt 
die Qualifizierung lediglich ein Angebot dar, aus dem die Beschäftigten 
grundsätzlich keinen individuellen Anspruch ableiten können. 

Die Rückzahlungsverpflichtung ergibt sich aus § 13 DiVO (s. a. § 7 Abs. 3 AVR 
– Bayern).
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Regelmäßige Arbeitszeit

In Kirche und Diakonie gilt weiterhin die 40-Stunden-Woche für alle 
Berufsgruppen (§ 14 Abs. 1 DiVO i. V. m. § 6 TV-L; s. a. § 16 Abs. 1 AVR).

Für die Berechnung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist ein Zeitraum 
von bis zu einem Jahr zugrunde zulegen (§ 6 Abs. 2 TV-L).
So kann bei saisonal bedingtem erhöhtem Arbeitsbedarf die Arbeitsleistung 
während der Saison bis an die Grenzen des Arbeitszeitgesetzes abgerufen 
werden. Es muss nur sichergestellt sein, dass über den Zeitraum von einem 
Jahr der jeweils geltende Umfang des Arbeitszeitvolumens eingehalten wird. 
Maßgeblich für die Bestimmung dieses Zeitraumes ist ein zu bestimmender 
Anfangszeitpunkt - es muss nicht auf das Kalenderjahr abgestellt werden.

Freistellung an Weihnachten und Neujahr, soweit dienstlich möglich 
(§ 6 Abs. 3 TV-L). Dies gilt auch für den Buß- und Bettag (§ 15 DiVO).
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Ausgleich für Sonderformen der Arbeit 

Zeitzuschläge werden nicht gewährt. Dies gilt nicht für Dienstnehmer und 
Dienstnehmerinnen, die 
a) von § 42 und § 43 TV-L erfasst sind (= Beschäftigte in Kliniken),
b) im Wirtschafts- und Küchendienst tätig sind,
c) in Diakonie- und Sozialstationen pflegerisch tätig sind,
d) von der Sonderregelung für pädagogische Dienstnehmer und 

Dienstnehmerinnen in Internaten (Anlage 6 zur DiVO) erfasst sind 
(§ 17 Abs. 1 DiVO i. V. m. § 8 TV-L).

Für Beschäftigte der Entgeltgruppen 13, 13 Ü, 14, 15 und 15 Ü sind Mehrarbeit 
und Überstunden durch das Tabellenentgelt abgegolten. Regelungen zum 
Zeitausgleich bleiben unberührt (§ 17 Abs. 3 DiVO).

Bei Rufbereitschaft mit Mobiltelefon halbe Sätze 
(§ 17 Abs. 4 DiVO i. V. m. § 8 Abs. 5 TV-L).
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Bereitschaftszeiten

Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich die/der 
Beschäftigte am Arbeitsplatz oder einer anderen vom 
Arbeitgeber bestimmten Stelle zur Verfügung halten muss, um 
im Bedarfsfall die Arbeit selbständig, gegebenenfalls auch auf 
Anordnung, aufzunehmen; in ihnen überwiegen die Zeiten ohne 
Arbeitsleistung. 
Bereitschaftszeiten werden zur Hälfte als tarifliche Arbeitszeit 
gewertet (§ 9 TV-L).

Ausnahme Kirchner (§ 3 Abs. 1 Anlage 4 DiVO), dort 25 % 
Anrechnung.
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Arbeitszeitkonto (anstelle § 10 TV-L)

Durch Dienstvereinbarung zwischen Dienstgeber und Mitarbeitervertretung kann 
ein Arbeitszeitkonto eingeführt werden (§ 19 Abs. 1 DiVO).

Der Saldo des Arbeitszeitkontos darf maximal 150 Plusstunden betragen. 
Nichtangeordnete Plusstunden, die die Höchstgrenze von 150 Plusstunden 
übersteigen, verfallen (§ 19 Abs. 4 DiVO).

Der Saldo des Arbeitszeitkontos darf nicht mehr als 30 Minusstunden ausweisen 
(§ 19 Abs. 5 DiVO).

Der Saldo des Arbeitszeitkontos soll jeweils zu einem vorher definierten Stichtag 
eines Kalenderjahres ausgeglichen werden; dies gilt auch für Minusstunden. Bis 
zu 40 Plusstunden können in den folgenden Abrechnungszeitraum übertragen 
werden (§ 19 Abs. 6 DiVO).
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Teilzeitbeschäftigung

§ 11 TV-L entspricht § 15 b BAT.

Mit Beschäftigten soll auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte
Arbeitszeit vereinbart werden, wenn sie

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder
b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen

tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche beziehungsweise
betriebliche Belange nicht entgegenstehen.

Zunächst bis zu 5 Jahre mit der Option der Verlängerung (§ 11 Abs. 1 TV-L).

Siehe hierzu auch § 8 Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG).
Achtung: Beim TzBfG handelt es sich jeweils um eine unbefristete Reduzierung der 
Arbeitszeit, während die Mitarbeitende die Teilzeitarbeit auf bis zu fünf Jahre befristen kann 
(§ 11 Abs. 1 TV-L).
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Beihilfen, Zusatzversorgung

Beihilfen (§ 28 DiVO)
Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
(§ 32 DiVO; anstelle von § 25 TV-L)

Keine Änderungen gegenüber altem Recht.
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Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall

1. Sechs Wochen Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall (§ 22 Abs. 1 TV-L).

2. Danach Krankengeldzuschuss:

Neurechtler  (§ 29 DiVO i. V. m. § 22 TV-L)

Beginn des Beschäftigungsverhältnisses ab 1.7.1994.
Höhe: Unterschiedsbetrag zwischen den tatsächlichen Barleistungen des 
Sozialleistungsträgers (Bruttokrankengeld) und dem Nettoentgelt.
Dauer: Längstens bis zur 39. Woche.

Altrechtler (§ 57 DiVO i. V. m. § 13 TVÜ-Länder)

Beginn des Beschäftigungsverhältnisses vor 1.7.1994.
Höhe: Unterschiedsbetrages zwischen dem festgesetzten Nettokrankengeld 
oder der entsprechenden gesetzlichen Nettoleistung und dem Nettoentgelt.
Dauer: Längstens bis zur 39. Woche, Privatversicherte bis zur 26. Woche.
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Urlaub, Sonderurlaub, Arbeitsbefreiung 

Erholungsurlaub
Arbeitstage (§ 26 TV-L).

Sonderurlaub aus wichtigem Grund (§ 35 DiVO anstelle von § 28 TV-L). Kann-
Vorschrift, die Entscheidung ist nach billigem Ermessen zu treffen (§ 315 BGB). 
Durch Abwägung aller Aspekte des Einzelfalls soll der Arbeitgeber die 
Interessenlage fair analysieren und bewerten, um zu einem gerechten Ergebnis zu 
gelangen. 

Sonderurlaub soll erteilt werden zur:
- Kinderbetreuung bis zum Alter von 12 Jahren
- Betreuung und Pflege eines sonst. Angehörigen

Arbeitsbefreiung (§ 36 DiVO i. V. m. § 29 TV-L; s. a § 616 BGB). 
Entspricht altem Recht, s. bisherige Anwendungspraxis; aber kirchliche Trauung.
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Beendigung der Dienstverhältnisse

• Erreichen der Regelaltersrente (§ 33 TV-L)
• Auflösungsvertrag (§ 33 TV-L)
• Rentenbezug (§ 33 TV-L)
• Ordentliche Kündigung (§ 39 DiVO)

- Sog. „Unkündbarkeit“ 40. Lebensjahr, Beschäftigungszeit 15 Jahre
- Beschäftigungszeit, Anrechnung von kirchlichen und diakonischen 

Vordienstzeiten
• Fristlose Kündigung (§ 626 BGB), auch

- Missachtung der ELKB,
- Kirchenaustritt; aber abgestufte Loyalitätspflicht (§ 40 DiVO)

• Gerichtlicher Vergleich
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Zeugnis, Ausschlussfrist

• Anspruch auf qualifiziertes Zeugnis, das sich auf Führung und 
Leistung erstreckt (§ 35 TV-L).

• Ausschlussfrist wie bisher 12 Monate 
(§ 41 DiVO i. V. m. § 37 TV-L).



Fortbildung DiVO, Landeskirchenamt, Mai 2019  Gerhard Berlig

5. Befristete Arbeitsverträge

Der TV-L enthält in § 30 eigene Bestimmungen für befristete Arbeits-
verhältnisse, die DiVO in § 37.

Verweis auf Gesetz über befristete Arbeitsverträge (TzBfG).

§ 30 TV-L eröffnet - neben der ohnehin zulässigen Befristung mit sach-
lichem Grund (§ 14 Abs. 1 TzBfG) - die Möglichkeit, unter den Voraus-
setzungen des § 14 Abs. 2 und 3 TzBfG ohne sachlichen Grund zu be-
fristen. Im Übrigen enthält die Vorschrift Regeln zur Abwicklung befristeter 
Verträge.

Die folgenden Ausführungen sollen einen Überblick über die verschiedenen 
Alternativen befristeter Arbeitsverhältnisse geben.
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Grundsätzlich sind befristete Verträge mit sachlichem Grund zulässig. Insofern 
wird die bestehende Rechtslage nicht verändert.
§ 14 Abs. 1 TzBfG enthält lediglich einen Katalog von Beispielen sachlicher 
Gründe, der nicht abschließend ist.
Eine Befristung ist danach "insbesondere" zulässig, wenn

• der betriebliche Bedarf an der Arbeitsleistung nur vorübergehend besteht (s. u.),
• die Befristung im Anschluss an eine Ausbildung oder ein Studium erfolgt, um 

den Übergang des Arbeitnehmers in eine Anschlussbeschäftigung zu 
erleichtern,

• der Arbeitnehmer zur Vertretung eines anderen Arbeitnehmers beschäftigt wird 
(s. u.),

• die Eigenart der Arbeitsleistung die Befristung rechtfertigt (s. u.),
• die Befristung zur Erprobung erfolgt,
• in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe die Befristung rechtfertigen,
• der Arbeitnehmer aus Haushaltsmitteln vergütet wird, die haushaltsrechtlich für 

eine befristete Beschäftigung bestimmt sind, und er entsprechend beschäftigt 
wird (s. u.), oder

• die Befristung auf einem gerichtlichen Vergleich beruht.

§ 14 Abs. 1 TzBfG
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Sinkender, steigender Arbeitskräftebedarf, z. B. aufgrund  längerfristig 
greifender Rationalisierungsmaßnahmen oder einer geplanten Stellen-
verminderung, kann eine Befristung von Arbeitsverhältnissen nur ausnahms-
weise rechtfertigen, wenn eine genaue, exakte Prognose über die Entwicklung 
des Arbeitskräftebedarfs erstellt wurde (BAG, Urt. v. 10.06.1992 - 7 AZR 
346/91). 

In einem Kindergarten konnte das Arbeitsverhältnis mit einer neu einzustel-
lenden Erzieherin befristet werden auf den Zeitpunkt des Wegfalls der von ihr 
zu betreuenden Gruppe. Eine genaue Prognose war möglich, da zum Einstel-
lungszeitpunkt sowohl der Rückgang der Geburtenzahlen im Einzugsbereich 
des Kindergartens bereits konkret feststand, wie auch bekannt war, zu 
welchem Zeitpunkt sich die Neuaufnahmen im Kindergarten und damit die 
Gruppenzahl  reduzieren würden.

Der betriebliche Bedarf an der Arbeitsleistung   
besteht nur vorübergehend
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Einer der wichtigsten sachlich gerechtfertigten Gründe ist die 
Vertretung für einen festangestellten, vorübergehend jedoch 
nicht oder noch nicht zur Verfügung stehenden Mitarbeiter 
(§ 14 Abs. 1 Nr. 3 TzBfG). 

Der Vertretungsbedarf kann sich ergeben aus

• der Erkrankung eines Mitarbeiters
• der Beurlaubung von Arbeitnehmern
• der Einberufung eines Arbeitnehmers zum Wehr- oder 

Zivildienst
• der beabsichtigten Übernahme eines Auszubildenden nach 

bestandener Prüfung
• dem Mutterschutz bzw. Elternzeit einer Mitarbeiterin
• und ähnlichen Tatbeständen.

Vertretung eines anderen Arbeitnehmers

71



Fortbildung DiVO, Landeskirchenamt, Mai 2019  Gerhard Berlig

Eigenart der Arbeitsleistung rechtfertigt Befristung

– programmgestaltende Mitarbeitende (z.B. Rundfunk)

– Bühnenmitarbeitende

– Mitarbeitende des Missionswerks im Ausland
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Haushaltsmittel

• Die bloße Unsicherheit, ob zukünftig Haushaltsmittel gewährt werden, 
reicht jedenfalls nicht aus, um eine Befristung zu rechtfertigen. 

• Notwendig ist ein "künftig wegfallend„-Vermerk (kw-Vermerk) mit 
Enddatum auf der Haushaltsstelle. Unzureichend sei dagegen ein 
kw-Vermerk ohne Datierung (BAG, Urt. v. 14.01.1982, AP Nr. 64; 
v. 03.12.1982).

• Bei Drittmittelfinanzierung, die vor allem im Forschungsbereich greift, 
wird eine Stelle von dritter Seite finanziert, weil die öffentliche Hand sie 
selbst nicht finanzieren kann und will. Diese Stellen werden im Regel-
fall - zeitlich begrenzt - besonders geschaffen (kirchliche Hochschulen). 

73



Fortbildung DiVO, Landeskirchenamt, Mai 2019  Gerhard Berlig

Sachgrundlose Befristung (1)

Es ist nach § 14 Abs. 2 TzBfG zulässig,

• mit dreimaliger Verlängerung die Befristung eines Arbeitsvertrags
• bis zur Gesamtdauer von 24 Monaten zu vereinbaren,
• ohne dass ein Befristungsgrund vorliegt;
• es muss sich jedoch um eine echte Neueinstellung handeln.

Der Mitarbeiter darf in der Regel vorher weder befristet noch unbefristet 
bei demselben Arbeitgeber beschäftigt gewesen sein. 

Alt: Das BAG hat mit Urteil vom 6. April 2011 - 7 AZR 716/09 –
entschieden, dass der Möglichkeit, ein Arbeitsverhältnis ohne Sach-
grund bis zu zwei Jahre zu befristen, eine frühere Beschäftigung des 
Arbeitnehmers nicht entgegen steht, wenn diese mehr als drei Jahre 
zurückliegt.
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Sachgrundlose Befristung (2)
Zum 1. Mai 2007 ist das "Gesetz zur Verbesserung der Beschäftigungschancen 
älterer Menschen" in Kraft getreten. § 14 Abs. 3 TzBfG wurde insofern geändert. 
Danach ist die kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrags für Mitarbeiter 
ab dem 52. Lebensjahr

• ohne Vorliegen eines sachlichen Grunds
• bis zu einer Dauer von fünf Jahren 

zulässig.

Voraussetzung hierfür ist, dass der Arbeitnehmer zuvor mindestens vier 
Monate

• beschäftigungslos im sozialversicherungsrechtlichen Sinn gewesen ist,
• Transferkurzarbeitergeld bezogen oder
• an einer öffentlich geförderten Beschäftigungsmaßnahme teilgenommen hat.

Innerhalb des Fünf-Jahres-Zeitraums ist die mehrfache Verlängerung eines 
befristeten Arbeitsvertrags zulässig.

Zweifelhaft ist, ob mit der Neuregelung die vom EuGH festgestellte 
Diskriminierung wegen Alters durch die bisherige Fassung beseitigt wurde.
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Sachgrundlose Befristung (2.1)

Nach Auffassung des EuGH ist das Anknüpfen einer gesetzlichen Regelung an 
das Alter nur zulässig, wenn die Struktur des jeweiligen Arbeitsmarkts und die 
persönliche Lage des Betroffenen dieses notwendig erscheinen lassen. 

Praxis-Tipp
Bei Zugrundelegung des Gesetzeszwecks sollte der über 52-jährige Bewerber, 
dessen Arbeitsverhältnis nach § 14 Abs. 3 TzBfG befristet werden soll, nicht 
unmittelbar vor Beginn des Viermonatszeitraums der Beschäftigungslosigkeit bei 
demselben Arbeitgeber eingestellt gewesen sein.

Abzuraten:
• Aufhebungsvertrag, dann DV nach § 14 Abs. 3 TzBfG 
• Vertrag § 14 Abs. 3 TzBfG / viermonatige Arbeitslosigkeit / Vertrag § 14 Abs. 3  
• zunächst zweijährige sachgrundlose Befristung nach § 14 Abs. 2 TzBfG, nach 

viermonatiger Beschäftigungslosigkeit Vertrag § 14 Abs. 3 
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Rechtsfolgen unwirksamer Befristung

• Bei wirksamer Befristung endet das Arbeitsverhältnis automatisch, 
ohne dass es einer Kündigung bedarf.

• Genügt die Begründung für eine Befristung nicht den Anforderungen 
einer sachlichen Rechtfertigung oder liegen die Voraussetzungen einer 
erleichterten Befristung nach § 14 Abs. 2 TzBfG oder § 14 Abs. 3 
TzBfG nicht vor, so ist die Befristungsabrede nach § 16 Satz 1 TzBfG 
unwirksam. Damit ist ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit 
zustande gekommen, das nur durch Kündigung aufgelöst werden kann.

• Dies setzt regelmäßig eine Entfristungsklage voraus.
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Frist zur Klageerhebung

Will der Arbeitnehmer geltend machen, dass die Befristung eines 
Arbeitsvertrags rechtsunwirksam ist, so muss er innerhalb von drei 
Wochen nach dem vereinbarten Ende des befristeten Arbeitsvertrags 
beim Arbeitsgericht Klage auf Feststellung erheben, dass das 
Arbeitsverhältnis aufgrund der Befristung nicht beendet ist 
(§ 17 TzBfG).
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Weiterarbeit über das Befristungsende hinaus

Setzt der Arbeitnehmer nach Ende der Befristung das Arbeitsverhältnis 
mit Wissen des Arbeitgebers fort, so gilt das Arbeitsverhältnis nach 
§ 15 Abs. 5 TzBfG als auf unbefristete Zeit geschlossen. 
Voraussetzung ist dabei, dass der Arbeitgeber nicht unverzüglich 
widerspricht oder dem Arbeitnehmer die Zweckerreichung nicht 
unverzüglich mitteilt.

Das BAG hat klargestellt, dass ein auf diese Weise begründetes 
unbefristetes Arbeitsverhältnis nur fingiert wird, wenn ein zur 
Einstellung befugter - vertretungsberechtigter - Mitarbeiter des 
Arbeitgebers von der Fortsetzung der Arbeit Kenntnis hatte.
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6. Altersteilzeitarbeit ab 01.01.2015

Auf der Basis des Spruchs des Schlichtungsausschusses vom 30. Juni 
2014 unter Vorsitz von Herrn Professor Herrmann Reichhold hat die ARK 
am 17. Oktober 2014 eine Arbeitsrechtsregelung beschlossen.

Grundsätzlich soll diese Regelung vor allem denjenigen älteren 
Beschäftigten einen gleitenden Übergang vom Erwerbsleben in die 
Altersrente ermöglichen, die aufgrund von Schwerbehinderung und ihnen 
Gleichgestellte bzw. krankheitsbedingt kaum mehr in der Lage sind, im 
Rahmen der bisherigen Arbeitszeit bis zum Zeitpunkt des Erreichens der 
Rente wegen Alters zu arbeiten. 

Ferner kann ein Personalüberhang durch das Angebot, Altersteilzeitarbeit 
in Anspruch zu nehmen, möglicherweise schneller abgebaut werden.
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§ 4 Voraussetzungen für die Vereinbarung einer Altersteilzeitregelung. 
(1) Altersteilzeit nach dieser Arbeitsrechtsregelung setzt voraus, dass 
Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen 

a)  das 60. Lebensjahr, schwerbehinderte Menschen und ihnen nach § 2 
Absatz 3 SGB IX Gleichgestellte das 58. Lebensjahr vollendet haben 
und

b) eine ununterbrochene Beschäftigungszeit von zehn Jahren bei dem-
selben Dienstgeber im Sinne von § 39 Absatz 3 Satz 1 DiVO vollendet 
haben und

c) innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn der Altersteilzeitarbeit 
mindestens 1.080 Kalendertage in einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung nach dem dritten Buch Sozialgesetzbuch gestanden 
haben,

d) sowie zusätzlich
- Schwerbehinderteneigenschaft bzw. Gleichstellung im Sinne von 

§ 2 Absatz 2, 3 SGB IX besteht oder
- Personalüberhang besteht, der durch Altersteilzeit beschleunigt 
abgebaut werden kann oder

- dadurch eine personenbedingte Kündigung vermieden werden kann.
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(2) Der Abschluss einer Altersteilzeitvereinbarung kommt nicht in Betracht, 
wenn dringende dienstliche bzw. betriebliche Gründe entgegenstehen. 
Dies gilt auch, wenn der Dienstnehmer oder die Dienstnehmerin nach 
ärztlicher Feststellung (§ 12 Absatz 3 DiVO) arbeitsunfähig ist oder 
voraussichtlich bis zum Ende der Arbeitsphase arbeitsunfähig sein wird.

(3) Das Altersteilzeitarbeitsverhältnis muss sich zumindest bis zu dem 
Zeitpunkt erstrecken, ab dem eine Rente wegen Alters beansprucht 
werden kann. 
Amtliche Anmerkung: Siehe hierzu §§ 35 ff, 235 ff SGB VI.
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Konditionen
Quote: keine

Dauer: max. 5 

Zeit: 50 % der bisherigen Arbeitszeit

Aufstockung Entgelt: 20 %; der Arbeitgeber stockt das Teilzeitentgelt um 
20 Prozent (nicht Prozentpunkte) auf, d.h. bei 50 Prozent Arbeitszeit wird 60 Pro-
zent des früheren Bruttogehalts bezahlt. Die Garantie eines bestimmten Netto-
einkommens gibt es nicht mehr. Der Aufstockungsbetrag ist steuer- und sozial-
versicherungsfrei, unterliegt aber dem „Progressionsvorbehalt“ (d.h. die steuer-
pflichtigen Einkünfte werden dadurch etwas höher besteuert). 

Aufstockung RV-Beiträge: 80 %, der Arbeitgeber ist nach dem Altersteilzeitgesetz 
verpflichtet, die Rentenversicherungsbeiträge (AN u. AG) Beiträge 80 Prozent 
aufzustocken.

Hinzuverdienst: Grundsätzlich bis zur Geringfügigkeitsgrenze (450 €).
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7. Fragerunde

Ihre Fragen und Anregungen.
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